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Eduard Sprangers Rücktrittsaktion vom Frühsommer 1933 im Spiegel bürgerlicher
Presseberichte
Zusammenfassung
Das Verhältnis der deutschen Pädagogik zum Nationalsozialismus hat in den letzten Jahren wach¬
sendes Interesse gefunden. Der Bereitschaft zu generellen Urteilen steht in der aktuellen
wissenschaftsgeschichtlichen Diskussion allerdings oft eine ungenügende Kenntnis der realen Vor¬
gänge gegenüber. Der vorliegende Beitrag hat zum Ziel, diesen Mangel im Falle Eduard
Speangers durch eine Analyse seiner „Rücktrittsaktion" vom Frühsommer 1933 zu bearbeiten.
Die zahlreichen Pressemeldungen und -kommentare, die für die Interpretation herangezogen
werden, zeigen die große öffentliche Wirkung seines damaligen Schrittes. Dieser signalisierte
einen grundlegenden Konflikt Sprangers mit den Nationalsozialisten, ohne daß darum Spranger
zu einer eindeutigen politischen Haltung -zwischen Anpassung und Widerstand - gefunden hätte.
Diese ambivalente Position verweist auf eine grundsätzliche Schwierigkeit für das Verhalten unter
autoritären Systemen.
In den vergangenen Jahren hat sich die Diskussion um die Rolle der deutschen
Erziehungswissenschaft unter dem Nationalsozialismus spürbar belebt (vgl. die
Übersicht von Tenorth 1988; Keim 1988; Leschinsky 1989). Besonderes In¬
teresse finden dabei die herausragenden akademischen Vertreter der geistes¬
wissenschaftlichen Pädagogik, unter denen wiederum vor allem W. Flitner
und E. Spranger hervorgehoben werden (Rang 1986-1989; Rang/Rang 1990;
Herrmann 1988-1989; dazu Henning 1988). Eine solche Konzentration birgt
allerdings nicht nur die Gefahr, daß diese beiden Personen dabei zu den re¬
präsentativen Vertretern des Faches stilisiert und aus ihrer Haltung Rück¬
schlüsse auf die des gesamten geisteswissenschaftlichen „Establishments" zum
Nationalsozialismus gezogen werden. Zugleich droht die personenbezogene
Betrachtung zu unbefriedigenden Ergebnissen auch deswegen zu führen, weil
ihre Logik zu kurzatmigen Vergleichen drängt: Der eine Fall wird gewisser¬
maßen zur Schattenfigur, vor der der andere positiv zu modellieren ist - und sei
es nur, weil man der Interpretation der Argumentations- und Handlungsweise
in diesem Fall die größere Sorgfalt widmet. Der vorliegende Beitrag soll die
dabei zuungunsten E. Sprangers entstandene Einseitigkeit ausgleichen, nicht
im Sinne einer persönlichen „Ehrenrettung". Das zu zeichnende Bild von
Sprangers politischem Verhalten im Jahre 1933 zeigt bezeichnende Ambiva¬
lenzen. Vielmehr ist das Ziel, mithilfe neu zu erschließenden Materials über
eine unfruchtbare Schwarz-Weiß-Malerei hinauszugelangen; die relativ starke
Berücksichtigung des zeitgeschichtlichen Kontextes kann der Beschäftigung
mit Spranger vielleicht sogar exemplarische Bedeutung verleihen.
Z.f.Päd., 36. Jg. 1990, Nr. 4
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Gegenstand der Analyse ist die - von Spranger selbst im nachhinein so be¬
zeichnete -Rücktrittsaktion; in ihrem Verlauf reichte Spranger am 25. April
1933 mit einer öffentlichen Erklärung das Gesuch um Rücktritt von seiner
Berliner Professur beim preußischen Minister für Kunst, Wissenschaft und
Volksbildung ein, das er aber Anfang Juni ohne eigentliches Ergebnis wieder
zurückzog. Entgegen dem Aufsehen, das Sprangers Aktion seinerzeit in der
deutschen Öffentlichkeit, aber auch international erregte, spielt es für die
heutige Forschung bislang allenfalls eine marginale und zudem falsch bewer¬
tete Rolle (z.B. v. Dick 1988, S. 32, 529ff.; vgl. auch Keim 1989). Die heutige
Auseinandersetzung zwischen A. Rang und U. Herrmann bezieht sich, soweit
sie Sprangers damalige Rolle betrifft, ausschließlich auf seinen Aufsatz „März
1933", der im April 1933 in der Zeitschrift „Die Erziehung" erschienen war
(Spranger 1932/1933 a). Auch für ein angemessenes Verständnis dieses Auf¬
satzes ist aber die Würdigung des politischen Kontextes seiner Entstehung und
zeitgeschichtlichen Wirkung unumgänglich. Auch darum muß bei der Ein¬
schätzung von Sprangers damaliger politischer Position seine wenig später
erfolgende Rücktrittsaktion einbezogen werden, mit der er sich bewußt als
öffentlicher Kritiker (auch) der neuen Verhältnisse exponiert hat. (Von der
damaligen Presseöffentlichkeit ist der Protestschritt Sprangers im übrigen
selbst im Zusammenhang mit dem genannten Zeitschriftenaufsatz interpretiert
worden.)
Die Aussparung der Rücktrittsaktion kennzeichnet die Schwächen der bishe¬
rigen Sprangerinterpretation. Denn die verschiedenen Autoren tendieren
dazu, die Zweideutigkeit, mit der Spranger u. a. in dem genannten Aufsatz den
politischen Umbruch kommentiert hat, auf je eigene Weise wieder aufzulösen
und gewissermaßen gegen ihn zu wenden. Dies gelingt ihnen nur dadurch, daß
sie den zeitgeschichtlichen Kontext ausblenden und auch den Zusammenhang
von Sprangers theoretischen und politischen Überlegungen aus dieser Zeit
vernachlässigen. Vor allem muß ein Ereignis, das den nachhaltigen Protest
eines Kritikers der Weimarer Demokratie gegen das neue Regime verdeutlicht,
das sonst entworfene Bild vom mehr oder weniger vorsichtigen Parteigänger
des Umbruchs stören. So erklärt Rang das „Mischungsverhältnis von Affinität
zum Faschismus einerseits, Distanz andererseits" geradezu zum tpyischen In¬
diz bürgerlicher Verstrickung und opportunistischer Bejahung des Faschismus.
Herrmann macht Spranger zum Vorwurf, sich damals - im Gegensatz zu W.
Flitner - der Verpflichtung des Pädagogen zur Wahrung einer ,„relativen
pädagogischen Autonomie' für selbstbestimmte erfolgreiche pädagogische
Praxis" (Herrmann 1988, S. 289) begeben zu haben. Aber er blendet seiner¬
seits aus, daß Spranger seine Rücktrittsaktion gerade als Auseinandersetzung
um die wissenschaftspolitische und korporative Freiheit der Universität (auch
in einem autoritären Staat) begründete. Und auch die u. W. jüngste Darstellung
von Sprangers politischer Haltung nach der „Machtergreifung" (Laugstien
1989)1 verfährt nach dem Muster, Uneindeutiges durch Aussparen eindeutig zu
machen. Diesmal erübrigt ein ideologiekritisches Verdikt über die theoretische
Position Sprangbrs scheinbar die Beschäftigung mit dessen konkretem politi¬
schen Handeln.
Uns geht es demgegenüber darum, die Ambivalenz Sprangers, die von den
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erwähnten Autoren zunächst konstatiert, dann aber vorschnell zugeschüttet
wird, herauszustellen und offenzuhalten. Lehrreich scheint gerade die Frage
nach den Sperren und Widerständen, die Spranger im Zusammenhang seiner
tendenziellen Billigung einer Präsidialdiktatur und deren Ablösung durch Hit¬
ler entwickelt hat. Wieweit ergibt sich hier eine Zweideutigkeit, die zwar nicht
einem strengen gesinnungsethischen Urteilsverfahren standhält, faktisch aller¬
dings das Bedingungsgefüge für ein Handeln darstellte, das gewiß nicht in
naivem Opportunismus aufging? Gerade aus dem Gefühl wichtige Schritte der
politischen Veränderung mitgehen zu können, erwuchs bei Spranger offenbar
damals ein Vorbehalt, der immer grundsätzlichere Formen annahm.
Den deutlichsten Beleg für eine Haltung, bei der sich Widerstand und Anpas¬
sung auf diese Weise wechselseitig durchdrangen, bietet die damals praktisch
singulare Rücktrittsaktion Sprangers. Dabei handelte es sich nicht um ein
stilles Rückzugsmanöver, vielmehr suchte Spranger bewußt die Öffentlich¬
keit. Die Analysen der vielfältigen Kommentare und Berichte, mit denen die
Presse auf Sprangers Vorstoß reagierte, bieten zudem die Möglichkeit den
breiteren zeitgenössischen Kontext in die Interpretation einzubeziehen. Zwar
haben wir dabei nur eine Auswahl von neun wichtigen bürgerlichen und rech¬
ten Tageszeitungen sowie eine nationalsozialistische Wochenschrift berücksich¬
tigt, die Spranger selbst in seinem Rückblick als für ihn damals besonders
wichtig herausgehoben hat (Spranger 1945/55, S. 465). „Linke" Organe, ins¬
besondere sozialdemokratische und kommunistische Zeitungen waren zu die¬
sem Zeitpunkt von den Nationalsozialisten bereits unterdrückt worden. Aber
schon die Auswertung dieser Berichte und Kommentare von bürgerlicher Seite
vermittelt einen nachhaltigen Eindruck vom Spektrum der damaligen publizi¬
stischen Reaktionen. Sie geben zugleich einen Eindruck von der Funktion der
Presse für den Prozeß differenzierter öffentlicher Meinungsbildung, wie er
auch damals noch nicht gänzlich beseitigt war. Der Übergang zur nationalso¬
zialistischen Diktatur ist von daher allein schon in dem Nachlassen des Echos
wahrzunehmen, das die Rücktrittsaktion Sprangers bis zum Juni 1933 gefun¬
den hat. Mit der Auswertung der verschiedenen Presseberichte kann man
allerdings die Intentionen, die Spranger bei seiner Rücktrittsandrohung leite¬
ten, nur teilweise erhellen. Es ist deutlich, daß die Zeitungen mit den Mel¬
dungen über Sprangers Rücktrittsgesuch zum Teil ihre eigene Politik gemacht
haben2.
//.
Am Mittwoch, den 26. April 1933, erwähnen die vier großen Berliner Tages¬
zeitungen: DZ, DAZ, BT und VZ, (Dok. 17,10, 1, 36)3 in ihren Abendaus¬
gaben unter den Meldungen vom Tage kurz Sprangers Gesuch, ihn von den
Pflichten eines ordentlichen Professors der Philosophie und Pädagogik an der
Berliner Friedrich-Wilhelms-Universitätzu entbinden. Das weitverbreitete BT
mißt dieser Meldung eine so große Bedeutung zu, daß es auf der Titelseite
seiner Abendausgabe (Dok. 1) davon berichtet. Es verbindet diese Meldung
mit einer kurzen Charakterisierung der wissenschaftlichen Leistungen E.
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Sprangers und schließt diese mit der Einschätzung, daß ein Pädagoge und
Philosoph wie Spranger „gerade heute für die deutsche Jugend nötiger wäre
denn je". Denn es sei Sprangers „selbstgestellte Aufgabe, die Lebensform
(und auch die Staatsidee) unter dem größeren Gesichtspunkte der Ethik zu
sehen, darzustellen und zu lehren". Der zitierte Satz zeigt das Bemühen,
Sprangers Schritt auf dessen damaliges wissenschaftspolitisches Selbst¬
verständnis zu beziehen und dieses wiederum auch der Öffentlichkeit zu
vermitteln. Spranger hatte seine damalige Grundposition in dem Aufsatz „Ge¬
genwart" formuliert, der bereits 1932 in seiner Aufsatzsammlung „Volk, Staat,
Erziehung" publiziert worden war (Spranger 1932b). Auf ihn wies er ob der
Bedeutung, die er ihm unter den Zeitumständen beilegte, eigens im Märzheft
der Zeitschrift „Die Erziehung" (1933, S. 400) hin. Dieser Aufsatz, so schrieb
Spranger in seiner Notiz, greife in die aktuelle politische Debatte „durch seine
Besinnung über die nationalen Erziehungsaufgaben" unter dem besonderen
politischen Aspekt ein, daß der „sogenannte ethische Liberalismus" zu den
„unverlierbaren Momenten" der Nationalerziehung gehöre. Indem das BT nun
seinerseits öffentlichkeitswirksam diese Grundabsicht in Sprangers Wissen¬
schaftkonzeption herausstellt, gibt es der Meldung von seiner Rücktrittsabsicht
einen klaren politischen Akzent: Sprangers Schritt erscheint als Opposition
gegen die Wissenschaftskampagne der Nazis, gegen ihren Angriff- aber auch
den der Studenten - gegen den Liberalismus in der Wissenschaft (Vgl. H.
Marcuse 1934/1965).
Auch die VZ verbindet ihre Meldung über Sprangers Rücktrittsandrohung in
der Abendausgabe vom selben Tag mit einem Kommentar zur Wissenschafts¬
konzeption Sprangers (Dok. 36). Nur setzt sie andere Akzente und bezieht
sich auf andere Veröffentlichungen Sprangers. Im Ergebnis ihrer Würdigung
folgert die VZ, daß „der Geist echter und wahrer Wissenschaft, den er (Spran¬
ger) selbst gegenüber jedem blinden Irrationalismus als Ideal aufstellt, ...
durch alle Äußerungen des Forschers wie des Lehrers" hindurchgehe (Un-
terstr. v. d. Verf.). Anders als vom BT wird vor allem der Anspruch Sprangers
auf wissenschaftlichen Rationalismus betont und damit jedem völkischen My¬
stizismus eine Absage erteilt. In den Schlußsätzen des Kommentars wird die
wissenschafts-politische Position Sprangers mit einem Zitat aus dessen Auf¬
satz „März 1933" charakterisiert, auf den die VZ - ebenso wie die DAZ in ihrer
überregionalen Ausgabe - schon Tage zuvor ausführlich und mit vielen Zitaten
eingegangen war. Spranger hatte in diesem Aufsatz Fichtes berühmt-berüch¬
tigten Ruf „Her mit dem Zwingherrn der Deutschheit" mit der entschiedenen
Feststellung beantwortet „Aber der Geist läßt sich nicht zwingen"! Und eben
diesen Satz nimmt die VZ auf, weil sie in Sprangers Schritt die praktische
gegenwartspolitische Konsequenz dieser Maxime erkennt. Sprangers Rück¬
trittsandrohung wird also als unmißverständlicher Protest gegen politische
Bevormundung der Wissenschaft gewertet, wie sie die Nationalsozialisten in¬
nerhalb und außerhalb der Hochschule durchzusetzen betrebt sind.
Über die konkreten Vorfälle, die Spranger zu seinem Rücktrittsgesuch ver¬
anlaßt haben, und über Sprangers Begründung konnten sich die Leser der
genannten vier Berliner Zeitungen am nächsten Tag informieren. Der Wortlaut
von Sprangers Erklärung fand dann - mit der Verzögerung um einen weiteren
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Tag - auch in viele andere Presseorgane Eingang. Dabei tritt die anfängliche
breite Würdigung von Sprangers wissenschaftlicher Bedeutung und Rolle zu¬
nehmend hinter dem Bemühen zurück, seinen Schritt sowohl auf die Entwick¬
lung an den Hochschulen als auch auf die allgemeine politische Situation zu
beziehen. Spranger hatte zu seinem Rücktritt folgende Erklärung abgege¬
ben:
„In das Glück über das wiedergewonnene Deutschland, das am 21. März kaum ir¬
gendwo so rein und ganz empfunden wurde, wie an den deutschen Hochschulen, fiel für
diese bald darauf ein schwerer Schatten. Abgesehen von den tiefen Umwälzungen ihrer
GrundVerfassung, deren Einzelheiten noch nicht spruchreif sind, beschäftigt jeden
Hochschullehrer natürlich vor allem das Verhältnis zur akademischen Jugend. Davon
hängt sein innerstes Leben, die ganze Echtheit seines Wirkens ab. Es bekümmert mich,
daß die Studentenschaft, die soeben verantwortliche Rechte empfangen hat, gegenüber
den Professoren eine Haltung einzunehmen beginnt, die merkwürdig an die Stellung
erinnert, wie sie ein Metternich gegenüber Studenten und Professoren einnahm. Mich
erfüllt ernsteste Sorge um die Kraft des von mir ethisch hochgeachteten Führerprinzips,
wenn es weder dem Herrn Rektor noch dem Herrn Minister gelang, einen Aufruf zu
beseitigen, der bei aller guten Gesinnung ein paar Sätze enthält, die auch beim natio¬
nalsten Leser schwersten Anstoß erregen müssen. Im Verein mit Nachrichten von
anderen Hochschulen Preußens bewirkten diese und ähnliche Umstände in mir das
Gefühl, daß ich den Zugang zu der neuen Generation wohl nicht mehr finden wür¬
de.
Bestätigt wurde diese Auffassung durch die vor wenigen Tagen empfangene Privat¬
nachricht, daß der Herr Minister ein Ordinariat und Institut für politische Pädagogik an
der Universität Berlin begründet habe. Da mir bei einem so hochwichtigen Werk kei¬
nerlei Mitwirkung zugedacht ist, muß ich überzeugt sein, daß meine Lehrerschaft dem
Preußischen Staate nichts mehr bedeutet. Dies erfüllt mich um so mehr mit tiefstem
Schmerz, als ich jahrelang unter Bedrückung von links auf die Stunde gehofft habe, in
der ich wieder eine mit mir in nationalem Bewußtsein, in Liebe zu Staat und Volk
geeinte Hörerschaft auf den Bänken vor mir sehen würde" (Dok. 11).
So wertete das BT am 27.4. (Dok. 2) Sprangers Rücktrittsabsicht als Sym¬
ptom für den krisenhaften politischen Umwälzungsprozeß, der auch die
deutschen Hochschulen erfaßt habe. Den besonderen Charakter von Spran¬
gers Schritt verdeutlicht das BT durch den Vergleich mit anderen Hochschul¬
lehrern. Bei den Rücktritten von G. Anschütz und A. Weber hätte man
vielleicht noch einwenden mögen, daß sie auf Grund ihrer „demokratischen
Weltanschauung ... das nationale Wollen der jungen Generation nicht mehr
begreifen könnten". Auch der Rücktritt des Göttinger Nobelpreisträgers
J. Franck und des bedeutenden Berliner Krebsforschers F. Blumenthal ließe
sich als „Dokumentierung ihrer Solidarität mit ihren Glaubensgenossen wer¬
ten". Der Amtsverzicht Sprangers, „der stets als nationaler Mann galt und
wiederholt Wahlaufrufe für Hugenberg unterschrieb", zeige jedoch, „daß auch
bei einem Teil der rechtsstehenden Professoren Mißstimmung herrscht über die
Art und Weise, wie jetzt die Studentenschaft ihren Kampf gegen das Judentum
und dessen Anteil an der deutschen Kultur führt, über die Unehrbietigkeit, die
sie einem so angesehenen Gelehrten wie dem Berliner Rektor Kohlrausch
bezeigt (vgl. dazu unten S. 560), über das Richteramt, das sie sich ... an¬
maßt."
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Mit seiner Unterschrift unter Wahlaufrufe für Hugenberg war Spranger in der
Tat öffentlich als Anhänger der Deutschnationalen Volkspartei hervorgetre¬
ten; er machte aus seiner Unterstützung erklärter Gegner des Parlamentaris¬
mus und Repräsentanten autoritärer Herrschaftformen keinen Hehl. Aller¬
dings erfüllten ihn offenbar die Anzeichen für einen Zerfall der Deutschna¬
tionalen und die Auflösung der Regierungskoalition frühzeitig mit Sorge.
Bereits im Februar 1933 hatte Spranger die politischen Vorgänge als „einen
nationalsozialistischen Staatsstreich" beurteilt (Spranger 1978, S. 150). Aber
es scheint, als ob Spranger bei dieser Einschätzung nicht geblieben wäre; denn
die Märzwahlen hatten eine weitere Beteiligung der Deutschnationalen an der
Regierung zum Ergebnis. So blieb wohl die Diagnose Sprangers bestehen, daß
dies nicht von Dauer sein würde, aber sowohl die Form als auch der Zeitpunkt
der Ausschaltung der Rechtsparteien waren für ihn nicht (mehr) klar absehbar.
Diese - veränderte - Einschätzung der politischen Situation nach den Reichs¬
tagswahlen im März und April 1933 beherrscht auch Sprangers Rückblick von
1945/55 -wohl weil er sie für sein damaliges Handeln als maßgeblich erachtete.
Aus der neugewonnen Situationsdeutung leitete Spranger Handlungsmöglich¬
keiten und Handlungsauftrag ab, wie sie möglicherweise das „Kalkül" seiner
Rücktrittsaktion bildeten. Sein Vertrauen darauf, daß „die Seite Hindenburg-
Papen-Hugenberg auch noch etwas zu sagen hätten", konnte Spranger einer¬
seits auf eine politische Wirkung seines Rücktritts hoffen lassen. Andererseits
mochte er diesen Rücktritt als eine Art Fanal verstehen, das - wenn nicht die
bürgerliche Rechte direkt zum politischen Handeln aufrufen - doch seine Kol¬
legen an den Hochschulen zur Opposition ermuntern sollte. Im Endeffekt
sollte sich Spranger in beiderlei Hinsicht täuschen: Politisch traf er auf Ver¬
hältnisse, die durch den nationalsozialistischen Eingriff bereits destabilisiert
waren. Dies zeigten schon die fortlaufenden personellen Umstrukturierungen,
von denen Sprangers eigene Verhandlungen im Kultusministerium nachteilig
betroffen waren. Und in den Universitäten blieb Sprangers Aktion ohne das
erhoffte breite positive Echo (Spranger 1945/55, S. 469f.; vgl. auch unten
S. 565). Aber die Pressereaktionen bewiesen, daß Sprangers Absicht erkannt
und gewürdigt wurde, so daß anfänglich sein „Kalkül" wirklich aufzugehen
schien.
Nicht alle Zeitungen konnten oder wollten allerdings Sprangers politische
Position, aus der er sein Rücktrittsgesuch formulierte, in ihrer Vielschichtigkeit
darstellen. Sowohl der VB als auch die FZ stuften Sprangers Aktion - aus
konträren Motiven- als Ausdruck eines liberalen Engagements ein. Das sonst
so wortreiche Blatt Alfred Rosenbergs begnügte sich am 28. April in seiner
Berliner Ausgabe mit einer auffällig knappen Meldung. Der einzige Kommen¬
tar bestand in dem lapidaren Satz: „Die liberalistische Einstellung Sprangers
ist bekannt" (Dok. 33). Er entsprach dem Muster, nach dem sich die Natio¬
nalsozialisten generell ihrer ehemaligen nationalbürgerlichen Verbündeten
entledigten, als diese ihnen auf dem Wege zur Macht lästig wurden. Sprangers
Rücktrittsandrohung bewies in den Augen der Nationalsozialisten nur, daß
auch bei denen, die gegen die bürgerliche Demokratie Front gemacht hatten,
letztendlich das Syndrom des Liberalismus nicht getilgt war. Es war insofern
charakteristisch, daß der Meldung des VB über Sprangers Rücktrittsgesuch
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einerseits die Mitteilung vorangestellt wurde, daß E. Krieck auf den „unbe¬
setzten Lehrstuhl für Pädagogik in Frankfurt/M." berufen worden war. Und
andererseits wurde Sprangers Aktion dadurch eingeordnet, daß gleichzeitig
die von Rust „beurlaubten" Dozenten an den Pädagogischen Akademien El-
bing, Halle, Kiel, Dortmund, Frankfurt/M. und Bonn aufgeführt wurden,
darunter z.B. E. Blochmann, M. Rang und A. Reichwein (Dok. 31).
Unter umgekehrten Vorzeichen rückte die FZ Sprangers Rücktrittsandrohung
in einen politischen Zusammenhang, der von Spranger selbst nicht intendiert
worden war. So erfolgte die Wiedergabe seiner Rücktrittserklärung am 28.4.
(Dok. 25), als die Feuilletonredaktion der FZ mit dem Neudruck des berühm¬
ten Antisemitismusaufsatz von Theodor Mommsen bereits öffentlich zu den
damaligen politischen Maßnahmen Stellung bezogen hatte. Mommsens scharf¬
sinnige Abrechnung mit den Treitschkes und Stöckers, die im Berliner
Antisemitismusstreit 1886 erfolgt war, wurde von der FZ in zwei Folgen jeweils
auf der Titel- und zweiten Seite am 28. und 29.4. veröffentlicht (Dok. 24, 26).
In diesem Kontext mußte die Rücktrittsandrohung Sprangers, dessen Er¬
klärung die FZ ebenfalls im Wortlaut abdruckte, neben dem Bericht über
„Beurlaubungen" von Hochschullehrern (Dok. 23) als Teil der Auseinander¬
setzung erscheinen, die das „liberale Deutschland" gegen den Nationalsozia¬
lismus führte. Paradoxerweise konnte diese prinzipielle politische Zuordnung
der Aktion Sprangers gerade etwas von ihrer politischen Durchschlagskraft
nehmen, die sie eben durch Zurückhaltung und Beschränkung entfalten sollte.
Spranger suchte den Konflikt auf dem Felde der Hochschule und war bemüht,
jeden Anschein einer politischen Grundsatzopposition zu vermeiden. Und
diese Vermeidungsabsicht reichte weit - bis zum Thema des Antisemitismus,
das die FZ zum Mittelpunkt ihrer Berichterstattung gemacht hatte.
III.
Spranger ging es darum, daß das Ministerium dafür Sorge trage, die „Hoch¬
schuldisziplin" (Spranger 1945/55, S. 471) gegenüber dem „diktatorischen
Regiment (wiederherzustellen), das die offizielle Studentenschaft innerhalb
der Universität" mit ihren zwölf Thesen „Wider den undeutschen Geist" und
dem berüchtigten „Spionageerlaß" ausübte (Strätz 1983).
Der wesentliche Inhalt dieser studentischen Erklärung und der darauf aufbauenden
Aktionen war ein wüster antisemitischer Angriff. Die genannten „zwölf Thesen" er¬
öffneten am 12. April 1933 eine vierwöchige Kampagne, die sich gegen die angebliche
Überfremdung der Hochschulen und des geistigen Lebens durch den „jüdischen Geist"
wandte und sich für „volksbewußtes Denken und Fühlen" einsetzte. Die zwölf Thesen,
die vom jüngst gegründeten „Hauptamt für Presse und Propaganda der Deutschen
Studentenschaft" herausgegeben wurden, hatten im wesentlichen einen zweifachen
Inhalt: Zum einen zielten sie in einer sich sprachkritisch gebenden Aktion darauf,
jüdische Deutsche zu diskriminieren und sie jeder Artikulationsmöglichkeit zu berau¬
ben. Zum andern erklärten sie die deutsche Hochschule zum „Hort des deutschen
Volkstums", wo den „liberalen Verfallserscheinungen", die mit dem „jüdischen Intel¬
lektualismus" assoziiert wurden, für immer ein Ende bereitet werden sollte. Die
Aktion, bei der sich die Studenten selbst zu den militanten Anwälten des „Denkens im
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deutschen Geiste" und einer entsprechenden „Auslese von Studenten und Professoren"
aufwarfen, sollte Anfang Mai mit der Bücherverbrennung enden. Die zwölf Thesen
schlössen mit dem Aufruf zur Sichtung und umfassenden Sammlung des „zersetzenden
Schrifttums", das dabei den Flammen übergeben werden sollte (Die zwölf Thesen
1983).
S
An einigen Universitäten wurden schon im Laufe des April „Schandpfähle" errichtet,
an denen Exemplare der verpönten Literatur angenagelt wurden. Besondere Aktivität
entwickelten dabei die Kieler Studenten, die in einer Razziaaktion 2000 Bücher ihnen
mißliebiger Autoren, darunter auch von Hochschullehrern der dortigen Universität,
aus der Universitätsbibliothek heraustrugen, um sie zu vernichten (Dok. 16). Auf die¬
ser Linie lag auch der sogenannte Spionageerlaß, der in den letzten Apriltagen
veröffentlicht wurde und den studentischen Druck gegenüber den Gegnern des Natio¬
nalsozialismus überall noch einmal verschärfte. „Zur Beschleunigung der von der
Reichsregierung beschlossenen Säuberung des Berufsbeamtentums", sollten von den
Studenten politisch unzuverlässige, d.h. auch liberale und insbesondere pazifistische,
Hochschullehrer listenmäßig registriert werden. Gleichzeitig wurde zu einem Boykott
von Vorlesungen und Übungen dieser Hochschullehrer aufgerufen, „deren Entfernung
aus dem Amt durch den Staat nicht sofort möglich" war (Dok. 18; Strätz 1983).
Insgesamt handelte es sich bei diesen Aufrufen und Aktionen um keine „spon¬
tane" Initiative einzelner Studenten, sondern um eine Kampagne, an der wohl
auch das neu errichtete „Ministerium für Volksaufklärung und Propaganda"
von Goebbels beteiligt war. Nachdem sechzig Schriftsteller und Wissenschaft¬
ler brieflich vorab von den Studenten zur Mitwirkung aufgefordert worden
waren, beschäftigte sich die Presse wochenlang mit diesem Thema. Zwar rea¬
gierten nur drei der Angeschriebenen positiv - darunter übrigens auch A.
Bäumler, gegen dessen Berufung an die Berliner Universität Spranger mit
seinem Schritt ebenfalls protestiert hatte. Aber andererseits wagte nur Spran¬
ger öffentlichkeitswirksam den Einspruch. Bemerkenswerter- und bestürzen-
derweise hat Spranger sich von der Aktion allerdings offenbar weniger dem
Inhalt als der Form nach abgesetzt. Er verstand seinen Vorstoß als Versuch, den
eigenmächtigen Aktivismus der Studenten im Alltag der damaligen Hochschu¬
len zu bekämpfen. Aber er distanzierte sich ganz bewußt nicht von den
staatlichen „legalen" Aktionen gegen seine jüdischen Kollegen. Noch 1945/55
hielt Spranger den Zusatz für angebracht, daß er „scharf" die „... beklagens¬
werten Vorfälle mißbilligte, deren sich kurz zuvor einzelne jüdische Dozenten
schuldig gemacht" hätten (Spranger 1945/55, S. 460).
Die schiefe Schlachtordnung Sprangers läßt sich dadurch genauer charakte¬
risieren, daß man sie dem ähnlichen Vorstoß eines Kollegen gegenüberstellt,
der damals große Beachtung gefunden hat (Dok. 14). Es handelt sich um den
Aufsatz „Gespräche in Deutschland", den der damalige Berliner Professor für
Psychologie W. Köhler in der DAZ vom 28.4. veröffentlicht hatte. Köhlers
Aufsatz (Dok. 12) wird in der disziplingeschichtlichen Forschung auch heute
noch als der letzte „Anti-Nazi-Artikel" eingestuft, der in Deutschland unter
demNaziregime erscheinen konnte (Henle 1978; Geuter 1984, S. 102). Dabei
war durch die Art der Berichterstattung in der DAZ ein direkter Zusammen¬
hang mit der Aktion Sprangers hergestellt. Denn in derselben Ausgabe wie
Köhlers Artikel erschien ein Bild Sprangers, nachdem die DAZ bereits an
den beiden Tagen zuvor über Sprangers Rücktrittsabsicht berichtet hatte.
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Im Gegensatz zu Spranger griff Köhler in seinem Artikel direkt die antise¬
mitische Tendenz des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten¬
tums" sowie der Entlassungsmaßnahmen an. Köhler trat explizit für die
grundsätzliche Gleichberchtigung und Anerkennung der Juden in allen gesell¬
schaftlichen Bereichen ein. Dabei verwies er insgesamt auf die große huma¬
nistische Tradition der Juden. Dennoch bezeugte Köhler gleichzeitig
Verständnis für die gesetzlichen und politischen Maßnahmen der neuen Re¬
gierung gegen die Juden: Sowohl das „Gesetz zur Wiederherstellung des
Berufsbeamtentums" als auch das „Gesetz gegen die Überfüllung an Schulen
und Hochschulen" schienen ihm legitime Eingriffe des (neuen) Staates. Denn
die Deutschen hätten das Recht, „die Zusammensetzung ihres Volkskörpers zu
kontrollieren und den zu groß gewordenen Anteil von Juden an der Führung
aller wesentlichen Angelegenheiten des Volkes durch weise Regelung zu be¬
schränken". Köhlers Befürchtungen konzentrierten sich nun darauf, daß bei
der notwendigen Sichtung und Auslese das „Prinzip der Sachlichkeit um der
Nation willen" nicht wirklich zur Geltung käme. Die Personalpolitik der neuen
Machtinstanzen lasse vielmehr eine undifferenzierte und parteiische Handha¬
bung der gegebenen gesetzlichen und politischen Möglichkeiten erkennen. In
der ungerechtfertigten Zurücksetzung hinter nationalsozialistische Parteige¬
nossen sah Köhler bezeichnenderweise Deutschnationale und Juden gleicher¬
maßen als Opfer. Es zählten, wie Köhler klagt, statt Kompetenz und Verdienst
nur parteiliche Zugehörigkeit. Bei einer solchen Argumentationsfigur verlor
der Protest freilich sichtlich an Trennschärfe: vollzog Köhler pragmatische
Anpassungen, um prinzipielle Vorbehalte - gegen den Antisemitismus der
Nazis - anbringen zu können, oder votierte er umgekehrt in prinzipieller Über¬
einstimmung für pragmatische Ausnahmen?
Auch ein solcher Widerspruch war damals alles andere als selbstverständlich.
Aus heutiger Sicht ist nicht ohne weiteres nachzuvollziehen, welche Bereit¬
schaft zur politischen Auseinandersetzung und welcher Mut gegenüber ihren
Risiken in dieser öffentlichen Stellungnahme zum Ausdruck kommen. Sie wird
auch nicht dadurch gemindert, daß Köhler, ähnlich wie Spranger, einen
Rückhalt in seinem großen internationalen Renommee besaß, das ihn vor
politischen Repressalien schützen konnte. (Beide hatten Verbindungen zum
Ausland, die Köhler später auch für seinen Weggang aus Deutschland nutzte).
Wir müssen uns schließlich hüten, die „Zweideutigkeiten" einfach aus dem
Wissen um die weitere historische Entwicklung zu deuten, das wir den Zeit¬
genossen voraus haben. Dennoch bleibt der Eindruck der Unausgewogenheit
bei Köhlers Stellungnahme. Was darum an Sprangers damaliger Handlungs¬
weise im Vergleich zu Köhler auf den ersten Blick als politische Schwäche
erscheint, kann im weiteren Sinne gerade ein politischer Vorteil gewesen sein.
Denn Sprangers Vorstoß blieb - in diesem einen Punkt - in sich konsistent und
war zudem dann doch nicht bloß pragmatischer Natur. Wenn Spranger den
Führungsanspruch der Studenten zurückwies, dann tat er dies nämlich, um das
Prinzip der Autonomie der Universität zu wahren. Die Hochschule sollte nicht
gesellschaftlichen und politischen Kräften ausgeliefert werden, die ihre innere
Funktionsfähigkeit lähmten. Insofern handelte Spranger nicht einfach aus per¬
sönlichen Motiven (der Verteidigung privilegierter Macht- und Lebenspositio-
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nen), sondern klagte mit seiner Rücktrittsandrohung die Freiheit von For¬
schung und Lehre als Recht der Korporation ein. Der Protest, der sich gegen
die „Form" richtete, hatte also doch einen inhaltlichen Kern. Und dessen
Elemente enthielten bei näherem Hinsehen wiederum durchaus auch einen
Gegensatz zum Antisemitismus der (nationalsozialistischen) Studenten. Die
Rechtsordnung, die Spranger gegen die gewaltsamen Einbrüche der Studen¬
ten verteidigte, war Bestandteil einer Welt, in der neben der wissenschaftlichen
Freiheit auch andere Werte Geltung besaßen: auch das der Achtung des Wis¬
senschaftlers und Menschen unabhängig von seiner Herkunft.
IV.
Die DZ und das BT hatten zum Kern ihrer Darstellung die Konfliktsituation an
der Berliner Universität gemacht. Die Berichterstattung von DAZ und G
folgte dieser Linie, wie dies auch Sprangers eigener Rücktrittserklärung ent¬
sprach.
Es handelte sich um die Auseinandersetzungen, die Eduard Kohlrausch als Rektor
der Berliner Friedrich-Wilhelms-Universität mit Studentenvertretern wegen der Aus¬
hängung der Thesen „Wider den undeutschen Geist" hatte. Kohlrausch hatte die
Aushängung dieses Plakats in der Universität untersagt und dabei besonders folgende
Sätze in den Thesen beanstandet: „Schreibt der Jude deutsch, dann lügt er.", „Der Jude
kann nur jüdisch denken." und „Wir fordern von der Zensur: Jüdische Werke erschei¬
nen in hebräischer Sprache, erscheinen sie in deutsch, sind sie als Übersetzungen zu
kennzeichnen." Die Studenten widersetzten sich jedoch ihrerseits diesem Verbot und
reagierten mit einer fingierten Meldung über den Rücktritt des Rektors, die sie an die
Presse gaben. (Sie überspielten damit die Bestimmung auch der neuen Disziplinarord¬
nung, die dem Rektor formal das Recht gab, eigenmächtiges studentisches Vorgehen zu
unterbinden.) Kohlrausch war auf diese Weise genötigt, die Falschmeldung öffentlich
richtig zu stellen und dabei noch einmal sein Vorgehen und sich selbst zu rechtfertigen.
Er war damit in die Defensive gedrängt; wie auch die triumphierende Gegenerklärung
der Deutschen Studentenschaft zeigt (Dok. 22).
Spranger hatte diesen Konflikt neben der Berufung Bäumlers zum Anlaß für
seinen Rücktritt gemacht. Denn er begriff das Verhalten der Studenten gegen¬
über Kohlrausch als Ausdruck einer insgesamt veränderten extrem gefährli¬
chen Haltung. Dabei zögerte er nicht, die historische Argumentation, mit der
die Studenten ihr Verhalten zu legitimieren glaubten, umzudrehen. Die
Deutsche Studentenschaft stellte ihre Aktion „Wider den undeutschen Geist"
nämlich in die Tradition der burschenschaftlichen Befreiungsbewegung; die
geplante Bücherverbrennungsaktion erklärte sie zur Wiederholung der Bü¬
cherverbrennungen auf der Wartburg von 1817. Spranger verglich hingegen in
seiner Erklärung die organisierten Übergriffe der Studentenschaft, die sich
auch gegen die nationalkonservativen Professoren richteten, mit Metternichs
Demagogenverfolgungen. Diese hatten aber bekanntlich gerade die Studenten
und die liberalen Professoren im Visier gehabt.
DAZ und G werteten in ihren Meldungen vom 28. und 30.4. (Dok. 13, 27)
Sprangers Aktion vordringlich als Akt des Widerstands gegen die Gefährdung
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der Universität; aus ihrem konservativen Blickwinkel erschienen die studen¬
tischen Aktionen zudem als Verletzung nationaler Interessen. Am pointierte¬
sten brachte die DZ diese Wertung zum Ausdruck; sie leitete ihre besonders
ausführliche Berichterstattung bereits damit ein, daß sie Spranger gerade als
„nationale Kämpfernatur" würdigte (Dok. 17). Es scheint, als hätten Bericht¬
erstattung und Kommentierung der Rücktrittsaktion durch die DZ auf die
übrige rechtsbürgerliche Presse großen Einfluß gehabt. Mit der katholischen G
ergab sich geradezu ein Wechselspiel: Wenn die DZ in ihrer Berichterstattung
die rhetorische Frage gestellt hatte: „Geht es so, Deutsche Studentenschaft?",
so gab die G am folgenden Tage die Antwort: „So geht es nicht! wenn nicht auf
geistigem und wissenschaftlichen Gebiet großer Schaden angerichtet werden
soll." Die emphatische Feststellung „So geht es nicht!" war dabei zur Über¬
schrift des Artikels gemacht, den die Redaktion mit dem Untertitel „Gefah¬
renherde um die Hochschule" ergänzte. Sprangers Erklärung wurde mit
einem ausführlichen Kommentar eingeleitet, den die G wiederum von der DZ
übernahm:
„Soll es so weit kommen, daß Führer zum völkischen Deutschland, die an der Seite der
deutschbewußten Studenten, die vierzehn Jahre lang mit zusammengebissenen Zähnen
allen Anfeindungen marxistischer Gewalthaber standgehalten haben, Männer, die ge¬
maßregelt wurden, die bereit waren, das letzte Opfer zu bringen, weil sie Charaktere
waren, - soll es wirklich so weit kommen, daß solche Männer an ihrer Aufgabe ver¬
zweifeln, wie der Berliner Professor Spranger, weil sie als ergraute Männer weder ihr
Deutschtum noch auch ihre Lehre und ihre Forschung einer studentischen Inquisition
ausgesetzt sehen wollen?!
Die Studentenschaft hat eine vornehme Aufgabe in der Arbeit an sich selbst. Sie sollte
die Grenzen ihres Bereichs in der Mitarbeit an den Hochschulen erkennen. Wir haben
Schulter an Schulter mit der Studentenschaft gekämpft gegen die Besatzungsbehörden
im Rheinland und an der Ruhr, gegen die marxistische Vergewaltigung der Aera Greil
wie der Aera Grimme. Wir kämpfen an der Seite der Studentenschaft im nationalen
Deutschland in Treue zu den alten Zielen für das Recht der nationalen Persönlichkeit,
auch wenn es sich um Hochschulprofessoren handelt, für den Dienst an der Nation, der
größer ist als jeder Fragebogen. Da kann es doch unter nationalen Männern keine
Meinungsverschiedenheiten geben?" (Dok. 27, 28).
Es war mithin die bürgerliche Rechtspresse, die wohl am treffendsten Spran¬
gers (hochschul)politische Position zu charakterisieren vermochte. Und ihre
Berichterstattung macht gleichzeitig deutlich, daß diese Position durchaus an
Prinzipien orientiert war, die einen grundlegenden Konflikt mit den National¬
sozialisten enthielten. Aus dem rechten nationalen Einigungswillen sind aller¬
dings auch Bemühungen um eine Vermittlung zwischen den überraschenden
neuen Fronten entstanden. Im Gegensatz zu den anderen bürgerlichen Tages¬
zeitungen versuchte die NPK damals, eine Verständigung zwischen Spranger
und dem Ministerium bzw. den Studenten in die Wege zu leiten. Dies sollte
„nicht nur in Rücksicht auf das Ansehen der deutschen Wissenschaft, sondern
um der Kulturpolitik willen" geschehen. Den Vorstoß zur Beilegung des Kon¬
fliktes vertraute die NPK dem damaligen Assistenten Sprangers, G. Giese, an
(Dok. 30). Aber Giese, der sein „Offenes Wort" zum Abschiedsgesuch Spran¬
gers unter die Überschrift „Muß das sein?" stellte, handelte und schrieb - nach
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eigenem Zeugnis (Giese 1962) - in Absprache mit den Studenten Spran¬
gers.
An dieser Initiative, die wir hier nicht mehr ausführlich darstellen wollen (dazu
Henning/Leschinsky 1990), war nicht nur bezeichnend, daß aus persönlichen
Solidaritäten die eigentlichen Konfliktlinien unzulässig verwischt wurden. In¬
teressant ist sie, weil dabei noch einmal Sprangers bisherige Position der
Affinität zur Umwälzung hervortritt. Gieses Appell zur Versöhnung gemahnte
- wie auch der damalige Teilabdruck in der DZ von der Kollegnachschrift einer
Vorlesung Sprangers im Sommer 1932 (Dok. 20) - an die illusionären Hoff¬
nungen, die Spranger selbst mit dem Nationalsozialismus verbunden hatte. In
seinem autobiographischen Rückblick von 1945/55, in dem Spranger auffälli¬
gerweise den Vermittlungsversuch Gieses übergeht, gesteht Spranger selbst:
Es habe eine Zeit gegeben, wo er sich nicht zuletzt durch den Nationalsozia¬
lismus, „.. .eine Befreiung von bloßer Parteipädagogik (erhofft habe), die sich
in letzter Zeit an Universitäten breitgemacht habe" (Spranger 1955, S. 461).
Diese Hoffnung aber war nun durch die politischen Relegationen und den
Aktivismus der Studentenschaft für ihn zunichte gemacht worden. Sprangers
neuer Erkenntnisschritt und Distanzgewinn wurden jedoch gerade in seiner
nächsten Umgebung nicht ohne weiteres geteilt und mitvollzogen.
Es kam 1933 nur deswegen nicht zu einer Klärung, weil die Studentenschaft
ihrerseits den Konflikt eskalierte. Noch bevor Gieses Artikel publiziert wurde,
gab die Deutsche Studentenschaft eine Presseerklärung heraus, in der sie sich
polemisch mit Sprangers Stellungnahme auseinandersetzte. Die Erklärung
erschien zunächst - kritisch kommentiert - in der DZ (Dok. 19), bevor sie am
folgenden Tage der VB unter der Rubrik „Im Zeichen der deutschen Revolu¬
tion" übernahm (Dok. 34). Die Studenten stellten sich dabei taktisch zum
Schein auf den Standpunkt Sprangers, daß „die Echtheit des Wirkens eines
Hochschullehrers von seinem Verhältnis zum Studenten abhängig" sei.
„Wer die Studentenschaft zu den Metternichen der Professoren stempelt, deutet da¬
durch nur die Kluft an, die ihn von den Studenten der Revolution trennt. Wer aber im
gleichen Atemzug bekannt gibt, daß er bei der Begründung eines Ordinariats für po¬
litische Pädagogik vom Kultusminister vergessen wurde, erzeugt einen Eindruck, der es
auch der Studentenschaft erschwert, einem Mann, dessen Charakter von weiten Krei¬
sen geschätzt wurde, den Abgang menschlich zu erleichtern. Die Studentenschaft hat
Herrn Professor Spranger zu antworten, daß sie gerade in dem von ihm kritisierten
Ordinariat und Institut für politische Pädagogik beweisen wird, daß der deutsche Stu¬
dent sich dann in der Gefolgschaft befindet,wenn er eine Wissenschaft erlebt, die aus
dem Geiste der Revolution kommt" (Dok. 19, 34).
Diese Erklärung blieb nicht unbeantwortet; ihr folgte ein öffentliches Schrei¬
ben „aus Kreisen der Berliner Studentenschaft", das wiederum von der DZ
sowie im Beiblatt der Morgenausgabe der DAZ vom Sonntag, den 30. April,
veröffentlicht wurde (Dok. 15, 21). In ihm wurde der Angriff auf Spranger
durch die persönliche Verpflichtung zu „Dank" und „Treue" zurückgewiesen.
Die Initiative, zu einer Versöhnung zu finden, versandete auf diese Weise im
Wechsel von Erklärung und Gegenerklärung der Studenten selbst. Spranger
hat sich bemerkenswerterweise zu keiner dieser Stellungnahmen öffentlich
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geäußert. Immerhin ist aus den genannten Stellungnahmen aber zu entneh¬
men, daß Sprangers Rücktrittsaktion offenbar ausgereicht hat, um den Kon¬
flikt in die eigenen Reihen der nationalsozialistischen Studenten zu tragen;
denn auch dieser zweite Brief stammte von einer Studentengruppe, die sich als
nationalsozialistisch bezeichnete.
V.
Daß der Konflikt um Spranger nicht generell vor den Reihen der National¬
sozialisten Halt machte, sondern auch zu internen Divergenzen beitrug, ist
wiederum auch an einzelnen Presseberichten der Zeit abzulesen. Interessant
war die Berichterstattung des „Deutschen-Spiegel" von Zarnow, der selbst der
NSDAP angehörte (Dok. 5a). Von keiner der aufgeführten Tageszeitungen,
auch nicht der DZ, ist damals eine derart scharfe Kritik an den 12 Thesen
„Wider den undeutschen Geist" und am „Spionageerlaß" formuliert worden.
Spranger konnte sich in der Argumentation Zarnows wohl am ehesten wie¬
derfinden, den er als einzigen Mitstreiter in seinem Rückblick namentlich
erwähnt hat. Zarnow kommentierte Sprangers Rücktrittsandrohung im Rah¬
men einer „Politischen Bilanz" in seinem „Deutschen-Spiegel" am Freitag, den
28.4.1933.
Ähnlich wie Spranger argumentierte Zarnow mit einem provokativen histo¬
rischen Vergleich. Die Deutsche Studentenschaft maße sich „dieselben Rechte
an, die im November 1918 die disziplinlosen Arbeiter- und Soldatenräte sich
angemaßt hatten, als sie ihre Offiziere aus den Führerstellungen entfernten, sie
demütigten und, was heute unsagbar dumm und kläglich anmutet, sich als
gescheiter betrachteten". Die Gleichsetzung der nationalsozialistischen Hoch¬
schulrevolte mit den Novemberereignissen von 1918, die von rechts gemeinhin
als Novemberverbrechen plakatiert wurden, stellte eine scharfe Verurteilung
des studentischen Vorgehens dar. Dabei unterstellte Zarnow, daß die Studen¬
ten wirklich von sich aus in der Universität aktiv geworden waren. Die direkten
und indirekten Einflußnahmen unterschiedlicher staatlicher Stellen sowie der
NSDAP, darunter der RosENBERGSche Kampfbund für Deutsche Kultur, die
sich bei der Planung und Durchführung der „Aktion wider den undeutschen
Geist" beteiligt hatten, wurden von Zarnow nicht erwähnt. Im Gegenteil,
Zarnow wandte sich in seinem Kommentar explizit an das neu gegründete
Propagandaministerium sowie an das Preußische Wissenschaftsministerium als
scheinbar unbeteiligte Instanzen, die gegen die Studenten einschreiten sollten.
Und gerade mit dieser Argumentation deckte Zarnow die Dimensionen des
Konflikts auf, den Spranger mit seiner Rücktrittsandrohung aufgenommen
hatte. Der Aufruf Zarnows richtete sich nämlich folgerichtig ins Leere.
Die Eigenmächtigkeit, die die Studenten mit den 12 Thesen und der dadurch
ausgelösten Auseinandersetzung mit dem Universitätsrektor bewiesen, wider¬
legte für Zarnow den Anspruch der Studenten, als „geistige SA" zu handeln.
Aber es gab gegen „soviel Dummheit und Anmaßung" kein wirklich durch¬
greifendes Mittel mehr. Die Kompetenzen, die formell dem Rektor und in
letzter Instanz dem Ministerium durch die gerade verabschiedete Preußische
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Studentenverordnung gegeben worden waren, lieferten gerade keine einfa¬
chen rechtlichen Handhaben. Sie war vielmehr die Institutionalisierung des
Konflikts, weil sie die Studenten sowohl auf die Aufrechterhaltung der aka¬
demischen „Zucht und Ordnung" verpflichtete als auch zur aktiven Mitarbeit
an der „nationalen Umgestaltung" Deutschlands aufrief. Und gerade in diesem
Sinne wurde das neue Studentenrecht verstanden (Dok. 18, 29). Mit ihrer
Aktion „Wider den undeutschen Geist" konnten sich die Studenten zu den
berufenen Sachwaltern der nationalsozialistischen Revolution erklären. Und
diese richtete sich nach dem Gesetzeskommentar durch den zuständigen Mi¬
nisterialrat Haupt nicht zuletzt gerade gegen die liberale Wissenschaft (Neu¬
ordnung 1933). Wenn dann die politische Führung überhaupt hätte einschrei¬
ten wollen und können - und dafür gab es erkennbar wenig Neigung -, ihr
Eingriff wäre auf eine Unterstützung der liberalen Partei hinausgelaufen. Dies
aber hätte im Grunde einen völligen Gesichtsverlust, für die Studenten wie die
politischen Instanzen selbst, beinhaltet.
Dennoch gab Zarnow in seiner Notiz zu erkennen, daß er einen solchen Schritt
zugunsten der Liberalen bzw. derjenigen, die die Studenten abfällig als solche
bezeichneten, im nationalen Interesse für unabdingbar hielt. Spranger hatte
nach Zarnows Auffassung in seinem Aufsatz („März 1933") ein unabdingbares
Bildungsideal auch für den NS-Staat formuliert: „Pflicht bedeutet die Freiheit,
die sich selbst bindet, weil sie sich im Dienst eines Unpersönlichen weiß." Auf
ein anderes Prinzip als diese Kantische Pflichtethik ließ sich nach Zarnows
Verständnis eine stabile Ordnung nicht gründen, auch wenn es im Grunde über
den NS-Staat hinauswies. Das ihm adäquatere Modell des Kadavergehorsams
nämlich trug nicht, wie gerade der Konflikt selbst lehrte: die SA-Disziplin einer
„kritiklosen Anerkennung der Autorität" hatten die Studenten hinter sich ge¬
lassen. Die Kritik an den Studenten brachte Zarnow von daher folgerichtig in
Gegensatz zur nationalsozialistischen Bewegung insgesamt. Es wundert darum
wenig, daß Zarnow kurz nach einer weiteren Veröffentlichung gegen die Stu¬
denten (Dok. 5b) trotz seiner Parteimitgliedschaft die Publikation seines
Blattes einstellen mußte.
VI.
Über die verschiedenen Presseurteile hinweg wird deutlich, daß Spranger mit
seiner Rücktrittsandrohung einen grundsätzlichen Konflikt angebahnt hatte, in
dem es mit den Nationalsozialisten keine Verständigung geben konnte. Spran¬
ger hat die Unversöhnlichkeit dieser Frontstellung wohl zunehmend erkennen
müssen, auch wenn die Auseinandersetzung auf das Feld der Wissenschafts¬
und Hochschulpolitik beschränkt blieb. Auch das mit der Eingrenzung gleich¬
zeitig verbundene taktische „Kalkül" sollte sich als haltlos erweisen: Weder
konnte zu diesem Zeitpunkt noch von einem politischen „Dualismus" in der
Regierung in dem Sinne die Rede sein, daß die Konservativen den National¬
sozialisten Paroli zu bieten vermochten. Noch behielt die Presse ihre Funktion
als Medium kritischer Öffentlichkeit, von der ein politischer Druck auf die
Machthaber ausgehen konnte. Allmählich versandeten die Pressereaktionen
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auf Sprangers Schritt, und dies war nicht nur Folge der Taktik der Regie¬
rungsstellen, die geschickt die Auseinandersetzung über Wochen hinauszuzö¬
gern wußten. Spranger sah sich, je länger je mehr isoliert, nicht zuletzt, weil
ihm der Vorstand des Verbands der Deutschen Hochschulen mit seiner öffent¬
lichen Erklärung am 21. Mai in den Rücken fiel. Er bezichtigte Spranger darin
eines politischen Angriffs auf die (nationalsozialistische) Deutsche Studenten¬
schaft und sogar auf die „nationale Regierung", mit dem dieser die bisherige
Politik des Verbandes beeinflußt und belastet habe. Isoliert durch seine Ver¬
bandskollegen war Spranger nach der anfänglichen Presseunterstützung nun
seinerseits dem öffentlichen Angriff der Nationalsozialisten relativ schutzlos
ausgeliefert. Am 7. Mai berichtete selbst die nationalkonservative Zeitung
„Der Tag" ohne weiteren Kommentar auf der Titelseite ihrer Berliner Ausgabe
von der Rede, die der preußische Kultusminister Rust für eine „Geschlossene
Hochschulfront" an der Berliner Universität gehalten hatte (Dok. 8). Auch die
scharfe Presseerklärung Rusts zu Sprangers Rücktritt sowie zu der von ihm
angeblich bestimmten früheren Erklärung des Verbands der Deutschen Hoch¬
schulen ließ „Der Tag" in diesem Bericht (unter der Überschrift „Kämpferische
Kulturpolitik") bezeichnenderweise kommentarlos durchgehen. Am Ende der
Rücktrittsaktion stand das von Spranger selbst als Demütigung empfundene
Ergebnis, daß er Anfang Juni 1933 sein Gesuch zurückzog. Die kurze öffent¬
liche Erklärung, die Spranger mit dem Kultusministerium dabei ausgehandelt
hat, erschien am 13.6.1933 - diesmal ohne Verzögerung, aber auch ohne ein
vernehmliches Echo in der nun fast „gleichgeschalteten" Presse (Dok. 3).
Die Erklärung enthielt die fadenscheinige Aussage, daß die „Besorgnisse", die
Spranger zum Rücktritt bewogen hatten, inzwischen gegenstandslos gewor¬
den, ja möglicherweise niemals berechtigt gewesen seien. Aus heutiger Per¬
spektive bringt die Erklärung gerade das Gegenteil zum Ausdruck. Denn die
Politisierung der Universität, gegen die Spranger mit seinem Schritt in die
Öffentlichkeit grundsätzlich Front gemacht hatte, hatte sich inzwischen erfolg¬
reich durchgesetzt. Die „Aktion wider den undeutschen Geist" hatte, wie
geplant, in der Bücherverbrennung geendet. Dabei signalisierte das öffentliche
Auftreten von Goebbels nicht nur die offiziöse Billigung der Studenten durch
die politischen Machthaber, es zeigte auch die definitive politische Unterwer¬
fung der Universität. Das Prinzip akademischer Freiheit, um das es Spranger
zu tun war, war bei dieser Gelegenheit mit verbrannt worden. Bezeichnender¬
weise war es gerade Bäumler, Sprangers neuer „Kollege", der seine Antritts¬
vorlesung an der Berliner Universität als barbarischen Introitus zur Bücher¬
verbrennung zu inszenieren wußte. Hier fanden die Studenten den Vertreter
einer „Wissenschaft..., die aus dem Geist der Revolution kommt" (s. oben
Dok. 19). Erwies sich Sprangers Widerstand gegen die Berufung Bäumlers
von daher also nur als Ausdruck gekränkter Eitelkeit?
Spranger hat, ohne explizit auf seine Rücktrittsaktion zu verweisen, den Kern
des Konflikts damals in einem Aufsatz in der „Erziehung" dargestellt. Unter
dem Titel „Aufbruch und Umbruch" thematisierte er das Verhältnis des wis¬
senschaftlichen Geistes zu weltanschaulichen Grundüberzeugungen(SpRANGER
1932/33b). Spranger umschrieb das spezifische wissenschaftliche Ethos, das in
der deutschen Universität und ihrem Prinzip akademischer Freiheit institutio-
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nalisiert war, mit dem „Appell zur beständigen Selbstprüfung". Statt den
blinden Anschluß an die gesellschaftlichen und politischen Mächte nahezule¬
gen, habe die Universität darum den erzieherischen Auftrag, den einzelnen -
Hochschullehrer oder Studenten - zu einer rückhaltlosen Reflexion seiner je¬
weiligen leitenden Grundüberzeugungen anzuhalten. Insofern schreckte
Spranger nicht davor zurück, sich ausdrücklich zu den Prinzipien des Indivi¬
dualismus und Humanismus zu bekennen, die damals geradezu zum Synonym
nationaler Gesinnungslosigkeit geworden waren. Und es war von dieser Posi¬
tion aus folgerichtig, daß Spranger - im konträren Gegensatz zum studenti¬
schen Aktivismus und „Gefolgschafts"-prinzip - nicht den Anschluß an die
„Bewegung", sondern die Autonomie der Universität wie übrigens auch der
Kirche forderte. Spranger begegnete dem Prinzip des „Individualismus" gewiß
nicht ohne jeden Vorbehalt, wie er damals zu betonen nicht müde geworden ist
(z.B. Spranger 1932/33a, S. 401f.; 1933/1970, S. 28f.; dazu auch, allerdings
unbefriedigend Laugstien 1989, S. 35ff.). Die Grundlinien seiner - für den
Konflikt maßgeblichen - Position sind von Spranger schon in dem bereits
eingangs erwähnten Aufsatz „Gegenwart" aus dem Jahre 1932 bezeichnet: Sein
Vorbehalt galt dem „atomistischen Individualismus", den er der Tradition der
westlichen Länder zurechnete (Spranger 1932, S. 186 ff.). Aber das Prinzip der
individualistischen Geistesstruktur des modernen Menschen erklärte Spran¬
ger gleichzeitig für historisch nicht mehr hintergehbar, auch wenn er für die
zeitangemessene Umsetzung noch einen „dritten Weg" (!) des Liberalismus
suchte. Kollektivistische Lösungen (Sowjetrußland und Italien) schieden mit
ihrer anti-individualistischen Stoßrichtung für Spranger als legitimer Weg
überhaupt aus (ebd., S. 180,193f.). Wo der Staat die Selbstverantwortlichkeit
des Einzelnen nicht mehr gelten ließ, endete für Spranger die Legitimität
staatlicher Herrschaft, weil der Staat dann nur zu einer „bloß biologischen
Machtorganisation" - ohne einen über sie hinausweisenden höheren Zweck -
zu werden drohe (ebd., S. 196f., 201). Spranger läßt sich darum nicht als
geschworener Gegner der individualistischen Moderne abstempeln (Rang
1988, S. 77); jedenfalls für die führende geistige Minderheit und Elite mußten
nach Sprangers Überzeugung die Prinzipien individueller Gewissensbildung
und autonomer Reflexion unter allen Umständen unverkürzte Geltung be¬
haupten. Und wenn Spranger vor diesem Hintergrund in dem Aufsatz „März
33" allgemein den Grundsatz universitärer Freiheit beschworen hatte, so hatte
er ihn in dem späteren Aufsatz „Aufbruch und Umbruch" unter dem Eindruck
der eingetretenen politischen Entwicklung und seiner Konflikterfahrungen nä¬
her zu begründen und zu explizieren versucht. Es ist charakteristisch, daß
dieser Versuch wiederum in der Presse wahrgenommen wurde. Das BT brachte
wenige Tage nach Sprangers Rücknahme seines Rücktritts einen Auszug des
genannten Aufsatzes (Dok. 4).
Allerdings stand Sprangers politisch nationalkonservative Haltung, die ihn in
die Nähe zu den Nationalsozialisten brachte, in deutlicher Spannung zu seiner
Überzeugung einer unbedingt zu wahrenden individuellen und wissenschaftli¬
chen Freiheit. Seine politischen Optionen haben Spranger offensichtlich lange
Zeit dazu verleitet, die die Macht übernehmenden Nationalsozialisten als fak¬
tische Wegbereiter der Hochschulfreiheit zu akzeptieren und in Anspruch zu
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nehmen. Spranger hat den unberechtigten Charakter seiner Erwartungen, die
er bei allem Vorbehalt an die Nationalsozialisten richtete, letztlich wohl auch
auf Grund bestimmter Denkfiguren nicht abzuschätzen vermocht. Die tiefver¬
wurzelte Orientierung am „Führerprinzip", die er mit vielen Zeitgenossen
teilte und die er selbst in seiner Rücktrittserklärung offen zu erkennen gab
(auch Dok. 19), ließ ihn nicht zu einer eindeutigen und umfassenden Absage an
faschistische Herrschaftsformen kommen. Einsicht und Handeln mochten
Spranger frühzeitig gegen die drohende politische Zukunft eines „blinden
Glaubens und einer blinden Gefolgschaft" persönlich Partei nehmen lassen
(Spranger 1932b, S. 196), aber zu einer letzten Konsequenz ist Spranger nicht
gekommen. Zur Schwierigkeit, eine eindeutige Position zu beziehen, mag noch
der Glaube an nationale Aufbruchstimmungen (1813,1914,1933) beigetragen
haben, die nicht nur Sprangers persönliche Eigenheit waren. Nationale
Machtentfaltung und politischen Kampf erklärte Spranger wie viele Zeitge¬
nossen zum unaufhebbaren Lebensgesetz der Welt. Nur so ist Sprangers
Erklärung zum Plebiszit über den Austritt aus dem Völkerbund vom
10.11.1933 zu verstehen (Spranger 1933), das er inhaltlich im Grunde schon
1932 vorweggenommen hatte (Spranger 1932, S. 202) und die über den Kon¬
flikt hinaus sein Festhalten an der nationalsozialistischen Politik verdeutlichte.
In dieser öffentlichen Erklärung vom November 1933 hat Spranger nicht nur
um Verständnis im Ausland für die politische Entwicklung in Deutschland 1933
geworben, sondern auch rechtfertigend erklärt, daß manches, was an diesem
Prozeß „anderen fremdartig erscheint, die Folge eines Überdruckes von au¬
ßen" gewesen sei. Wenn Spranger dieser Erklärung den Titel „Politik aus dem
Glauben" gab, verwies dies auf die - religiöse - Brücke, die für ihn zwischen
den Polen des Individualitätsprinzips und der „Vaterlandsliebe" bestand: letz¬
tere sollte Ausdruck göttlichen Auftrags und Rechtes sein, die das Handeln des
staatlichen Kollektivs wie des einzelnen gleichermaßen einbanden (Spranger
1932b, S. 201, 210f.; 1933/1970, S. 32f.).
Dennoch ist damit der innere Zwiespalt in Sprangers Denken nicht überzeu¬
gend geschlossen. Die Uneindeutigkeit seiner Position hat nicht erst in der
heutigen Zeit Irritationen ausgelöst und teilweise zu einer einseitigen Inter¬
pretation beigetragen. Schon Zeitgenossen haben Probleme damit gehabt,
Sprangers öffentlichkeitswirksame „Protestaktion" mit seinen übrigen Erklä¬
rungen in Einklang zu bringen (vgl. z.B. Löwith 1986, S. 75, S. 113f.; L.
Marcuse 1975, S. 164). Aber man muß und mußte das Verhalten Sprangers
1933 und während der folgenden Jahre nicht nur als dunkles Vexierspiel deu¬
ten. Die politische Nähe Sprangers zum Nationalsozialismus war möglicher¬
weise gerade auch die Möglichkeit seines Protesthandelns; es reichte unerwar¬
tet in die Dimension des Widerstands hinein, den Spranger ursprünglich nicht
gewollt und im Endeffekt dann auch nicht vollzogen hat. Spranger begriff sich
offenbar als einen Träger der neuen Ordnung, der einen wichtigen, aber -
scheinbar - begrenzbaren Konflikt auszufechten hatte.
Ralf Dahrendorf hat jüngst die These entwickelt, daß Mitwirkung und Op¬
position zwischen 1933 und 1945 einander teilweise wechselweise bedingt und
damit unauflöslich vermischt hätten; sie läßt sich auch auf den Fall Spranger
beziehen. Aus der Billigung des Systems erwuchs die Möglichkeit der kriti-
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sehen Distanz, aber auch des Rückzugs vor dem definitiven Bruch. Es gab
Zeitgenossen, die Sprangers Aktion aus dieser Perspektive gesehen und be¬
urteilt haben. So hat Erich Kästner anläßlich des 25. Jahrestages der Bücher¬
verbrennung 1958 als Präsident des deutschen PEN ausdrücklich an Sprangers
Rücktrittsaktion erinnert. Er dankte neben A. Weber gerade seinem Leipziger
Lehrer Spranger für die Zivilcourage, die sie 1933 im Gegensatz zu den mei¬
sten ihrer Kollegen und erst recht zu „geistigen Führern" vom Schlage Hei¬
deggers bewiesen hätten. Allerdings seien das „Ehrgefühl und der Widerstand
im Detail" im Endeffekt wirkungslos gewesen, was Kästners Wertschätzung
nicht gemindert hat. „Im modernen undemokratischen Staat wird der Held
zum Anachronismus ... Man darf nicht warten, bis der Freiheitskampf Lan¬
desverrat genannt wird... Drohende Diktaturen lassen sich nur bekämpfen,
ehe sie die Macht übernommen haben" (Kästner 1983, S. 531).
Anmerkungen
1 Der Aufsatz von Himmelstein (Himmelstein, K.: „Wäre ich jung, wäre ich Natio¬
nalsozialist. .." Anmerkungen zu Eduard Sprangers Verhältnis zum Nationalsozia¬
lismus. In: Erziehungswissenschaft und Nationalsozialismus - Eine kritische Posi¬
tionsbestimmung. Forum Wissenschaft, H. 9, Marburg 1990, S. 39-59) ist nach
Abschluß dieses Beitrags erschienen; vgl. dazu aber Henning/Leschinsky 1990.
2 Unsere Darstellung der öffentlichen Reaktionen auf Sprangers Rücktrittsaktion
wird durch die vorliegende Untersuchung Eisermanns ergänzt, der die zahlreichen
privaten Zuschriften, die Spranger aus Anlaß seines Schrittes damals erhalten hatte,
ausgewertet hat (Eisermann 1983). Vgl. auch Tenorth in diesem Heft. Daneben
verspräche für eine Rekonstruktion von Sprangers damaligem politischen Selbst¬
verständnis die Auswertung der noch vorhandenen Tagebuchaufzeichnungen und
Notizen aus jener Zeit Gewinn. Auch Sprangers Briefwechsel, vor allem die bei
weitem noch nicht vollständig publizierte Korrespondenz mit Käthe Hadlich, ist
von uns im folgenden nicht berücksichtigt worden.
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Abstract
„Resistance in Detail" - Eduard Spranger 's resignation campaign in the early summer of!933 as
reflected in bourgeois press reports
In recent years, there has been a growing interest in the relations of German pedagogics with
National Socialism. Yet, in the present history of science debate the readiness to give general
judgements is often accompanied by insufficient knowledge of the actual events. It is the authors'
aim to overcome this deficit in the case of Eduard Spranger (1882-1963) by analyzing his „res¬
ignation campaign" in the early summer of 1933. The numerous press reports and press commen-
taries on which the interpretation is based bear witness to the great impact this move had on the
public. Spranger's decision revealed a basic conflict with the National Socialists; still, he did not
arrive at a definite political Standpoint somewhere between accomodation and resistance. This
ambivalent position indicates a fundamental dilemma of political action under totalitarian Sys¬
tems.
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